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305 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchlgſſen, das hiermit verkündet wird: 
* 6 e ' e tz 
betreffend Erhöhung der Tariſſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. Vom 2. 8. 1923. 
Artikel 1. . 
Der Senat wird ermächtigt, der Erhöhung der zur Zeit auf den Eiſenbahnen im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig geltenden Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr vom 1. Auguſt an um 150 % 
zuguftimmen. Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. — 
Danzig, den 2. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. 


306 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
x : Geſe tz 
über Anderung der Jagdordnung. Vom 13. 6. 1923. 
Einziger Artitel. x 

$ 32 der Jagdordnung vom 15. Juli 1907 (Geſetz-Samml. Nr. 31 S. 207 ff.) erhält 
folgende Faſſung: 

Für Ausſtellung von Jahres- und Tages⸗Jagdſcheinen iſt eine Abgabe zu entrichten. E 

Aus befonderen Gründen kann eine Doppelausfertigung des Jagdſcheines gewährt werden, für 
deren Erteilung ebenfalls eine Abgabe zu entrichten iſt. 2 

Die Abgaben fließen zur Kreiskommunalkaſſe, in den Stadtkreiſen zur Gemeindekaſſe. Über die 
Verwendung der eingegangenen Beträge hat die Vertretung des betreffenden Kommunalverbandes 
zu beſchließen. 

Die Höhe dieſer Abgaben wird durch den Senat der Freien Stadt Danzig nach Anhörung der 
zum Bezuge der Abgaben berechtigten Verbände im Verordnungswege feſtgeſetzt. 

Danzig, den 13. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Ziehm, 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 8. 1923). 


836 
Verordnung 
zur Entlaſtung der Gerichte. Vom 2. 8. 1923. 


Auf Grund des Artiekel V des Geſetzes zur weiteren Entlaſtung der Gerichte vom 6. Juni 1923 
(Geſetzbl. S. 629) wird verordnet: 
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Artikel J. 
Die im Gerichtsverfaſſungsgeſetze beſtimmten Summen werden erhöht: 
ee die im § 23 Nr. 1 beſtimmte Summe auff 3 000 000 Mark, 
= die in dem § 27 Nr.4,5,6,7,7a und dem $ 28 beſtimmten Summen auf 5 000 000 Mark. 
Artikel II. 


In der Zivilprozeßordnung wird die im $ 709 Nr. 4 beſtimmte Summe auf 3000 000 Mark erhöht. 


Artikel III. 


Die in der Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte (Reichsgeſetzbl. 1915 S. 562, 1916 
S. 393; Danziger Geſetzblatt 1921 S. 211, 1922 S. 539, 1923 S. 629) beſtimmten Summen werden erhöht: 


die in den SS 20, 22 beſtimmten Summen auiiiktk kk 300 000 Mark, 
die im g n beſeimmie Summe nnn en een 100 000 Mark. 
Artikel IV. 


Dieſe Verordnung tritt am 25. Auguſt 1923 in Kraft. 
Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ver- 
kündeten oder von Amts wegen zugeſtellten Entſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 2. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


2308 | Verordnung 
über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung. 
Vom 3. 8. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: i 


8 1. 

I. Die für die Verſicherungspflicht der Betriebsbeamten, Angeſtellten uſw. nach 8 165 Abſ. 2 

der Reichsverſicherungsordnung maßgebende Verdienſtgrenze wird auf 60 000 000 Mark, 

II. die für die Verſicherungspflicht der Hausgewerbtreibenden nach 8 165 Abf. 1 Nr. 6 der 

Reichsverſicherungsordnung maßgebende Einkommensgrenze wird auf 60 000 000 Mark, 

III. die Grenze des jährlichen Geſamteinkommens, bis zu der der Beitritt zur freiwilligen Ver- 
ſicherung nach § 176 der Reichsverſicherungsordnung geſtattet ift, wird auf 12 000 000 Mark 
feſtgeſetzt. 

Im 8 577 Abſ. 1 und im § 1084 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung vom 27. Juli 
1923 (Geſetzbl. S. 803) wird das Wort „Vierundzwanzigmillionen“ durch das Wort „Sechzig⸗ 
millionen“ erſetzt. 

Die Friſt zur Meldung der Perſonen, bie durch dieſe Beſtimmungen der Verſicherungspflicht 
neu unterſtellt werden, wird bis zum 20. Auguſt 1923 erſtreckt, ſoweit fie nicht nach § 317 der 
Reichsverſicherungsordnung darüber hinausläuft. 


ag, er RE ee E SER ER u — „TTT 


837 
8 2. : 
Die 8$ 2, 3 und 4 der Verordnung über h und Verſicherungsberechtigung i in 
der Krankenverſicherung vom 10. April 1923 (Geſetzbl. S. 436) gelten entſprechend. 
3: 
Die Verordnung tritt mit dem Tage a Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. Auguſt 1923. 5 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


309 Verordnung 
über Grundlöhne in der Krankenverſicherung. Vom 3. 8. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 
81. 
Im 8 180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der ee vom 27. Juli 1923 
(Geſetzbl. S. 803) werden 
1. mit Wirkung vom 1. Auguſt d. Is. ab das Wort „Neuntauſend“ durch das Wort „Sechs⸗ 
unddreißigtauſend“ und das Wort „Dreißigtauſend“ durch das Wort „Einhundertzwanzigtauſend“, 
2. mit Wirkung vom 13. Auguſt d. Is. ab das Wort „Sechsunddreißigtauſend“ durch das 


Wort „Vierundfünfzigtauſend“ und das Wort „Einhundertzwanzigtauſend“ durch das Wort 
„Einhundertachtzigtauſend“ 


erſetzt. 
8 2. 
Die 88 2 und 3 der Verordnung vom 9. März 1923 (Geſetzbl. S. 345) gelten entſprechend. 
83. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
310 Verordnung 


betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 31. 7. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen-Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 17. Juli 1923 (Geſetzbl. Seite 782) folgendes beſtimmt: 
Die Unterſtützung iſt vom 30. Juli 1923 ab nach folgenden Höchſtſätzen zu gewähren: 
1. für männliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben ... 33 000 M 


b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben ... 29000 M 
EB a ù dd 8 20 500 M 
2. für weibliche Perſonen a 


a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben . . 29000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben. . . 25 000 M 
En FE ER RERRER u 18 000 M 


3. als Familienzuſchläge für 


/ d 12 500 M 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige... 10 000 M 
Danzig, den 31. Juli 1923. 
> Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
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Achte Verordnung 
über die Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 3. Auguſt 1923. 
Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird beſtimmt: 
§8 1. 

Vorausſetzung der Verſicherung nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte iſt, daß der 

Jahresarbeitsverdienſt 96000000 Mark nicht überſteigt. 
§ 2. 

Wer die nach § 1 für die Verſicherungspflicht maßgebende Grenze des Jahresarbeitsverdienſtes 
überſchreitet, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage des vierten Monats nach Überſchreiten der Verſicherungs⸗ 
grenze aus der Verſicherungspflicht aus. Wird innerhalb dieſer Zeit die Verdienſtgrenze geändert, ſo 
beſtimmt ſich die Verſicherungspflicht von dem Inkrafttreten dieſer Anderung an nach den neuen Vorſchriften. 


8 3. 
Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 34000000 Mark auf Grund 
dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der 8s 3 bis 5 der Vierten 


Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. 
S. 324) entſprechend. 55 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 3. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


312 Bekanntmachung 
über Anderung der Erſatzbeträge für Pakete und eingeſchriebene Sendungen im Verkehr 
innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig. Vom 1. 8. 1923. 
Auf Grund des 8 5 des Geſetzes über Anderungen des Poſtgeſetzes vom 23. Februar 1923 
Geſetzbl. S. 293) wird folgendes beſtimmt: 5 
8 1. il 
Der für Pakete ohne Wertangabe (§ 9 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 — Reichs⸗ 


Geſetzbl. S. 347) feſtgeſetzte Erſatzbetrag wird auf ſiebentauſendzweihundert Mark für jedes Pfund (500 g) 
der ganzen Sendung erhöht. 9 2 


Der Erſatzbetrag für eine eingeſchriebene Sendung ($ 10 des Poſtgeſetzes) wird A fünfzig⸗ 
tauſend Mark erhöht. 


; 
| 


| 9 8. 
Dieſe Bekanntmachung tritt vom 1. Auguſt 1923 ab in Kraft. 


Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Bekanntmachung bei der Poſt eingeliefert 


worden ſind, gelten die bisherigen Vorſchriften. 
Danzig, den 1. Auguſt 1923. 
Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


313 Mit Wirkung vom 10. Auguſt ab werden die Gebühren für Brieffendungen im Verkehr nach 


Polen in ſolgender Weiſe feſtgeſetzt: 


Welche Briefe bis g 2 2000 M, 
J en 3000 M, 
EI. ee a ee ee 4000 M, 

u BE . ĩͤ 5000 M, 

eren, ⁶ ! 8 1200 M, 
C ² ˙ AAA 2400 M, 

dienſtliche Aktenbrieſe von Behörden über 500 g bis 2 kg. . 5000 M, 
J Er Tee 300 M, 
ODE Be ee 500 M, 
/ 1000 M, 

„% ͤãò ?ñ! ga, 2000 M, 
32CCCCCC0b0ꝗé6 ĩ n. ͤ RE 3000 M, 

500 De a 0 4000 M. 


wi - kg | 
75 4 kg bis 2 kg (nur für einzeln verfandte un- 


geteilte Druckbände) . ... 5000 M, 
Blindenſchriftſendungen je 1 kg (Meiſtgewicht 5 kg) 100 M, 
Geſchäſtspapiere bis 250g 2000 M, 

R / AAA 3000 M, 

r ee a 4000 M, 
Warenproben bis W gg. 2000 M, 
r . er 3000 M, 
Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere 
und Warenproben) bis 250g. 2000 M, 
C 3000 M, 
END. TE 4000 M, 
u EEE ee a 6000 M. 
Die jetzigen Nebengebühren bleiben bis auf weiteres beſtehen. 
Danzig, den 2. Auguſt 1923. 8 | 
Poſt⸗ und Telegrapheuverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


1214 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden vom 


10. Auguſt 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 


Briefe ß 8 10 000 M, 

JJC. SE; 5 000 M, 
Poeſtaren EEE EEE 6000 M, 
err y 2000 M, 


840 N 1 

Blindenſchriftſendungen für je 008 ..:. 2.222 rennen 1000 M, 
Geſchäftspapiere für je 500g a EEE 2000 M, 
Mindeſten benen 8 10 000 M, 
Warenproben Hr je Bog 2 em 2000 M, 
beten aber! er 4 000 M. 

Die Gebühr für nicht- oder unzureichend freigemachte Brieſſendungen 
beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 

mifdeſtes aber! 8 6 000 M, 
die Einſchreibgebü ht. . 5 000 M, 
g die Eilzuſtellgebühr für Briefſſendu ngk 20 000 M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 g. 4000 M, 
Wictheſtens err 8 20 000 M, 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben 2000 M, 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnac nahmen... 3 000 M, 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier. .. 6000 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier .. 4000 M. 


Danzig, den 1. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


315 Druckfehlerberichtigung. 


In der Nr. 52 S. 753 des Geſetzblattes für die Freie Stadt Danzig vom 7. Juli 1923 — 
Zuckerſteuergeſetz — ſind . Druckfehlerberichtigungen vorzunehmen: 
1. In Art. 1 Ziffer 5 Reihe 2: „Reingewicht“ ſtatt „Reingewinn“, 
2. „ „ I „ 5 „ 3 i hinter 28 M ein „Komma“, 
. 5 „22. Mai 1923“ ſtatt „23. Mai 1923“, 
4. „ „ " 6 " * 1: „Ab. a" ſtatt I 


Danzig, den 25. Juli 1923. 


Der Senat, Finanzabteilung. 
Dr. Volkmann. 


316 Druckfehlerberichtigung. 8 


In der Nr. 44 Seite 649 des Geſetzblattes für die Freie Stadt Danzig vom 19. Juli 1923 
— Zigarettenſteuergeſetz — iſt folgende Berichtigung vorzunehmen: 
Zigarettenſteuergeſetz vom „3. 3. 1923“ ſtatt 28. 2. 1923, 
Artikel I Reihe 3: „3. 3. 1923“ „ 28. 2. 1923, 
ie 8. 3. 1923“ „ 28. 2. 1923. 


Danzig, den 30. Juli 1923. 
5 Der Senat, Finanzabteilung. 
. 


Dr. Derzewski. 


* 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


